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erläge zu Ile . 134 - er Karlsruher Zeitung.
Sonntag , 18 . Mai 1SUÄ.

Badischer Landtag .

x »2 . öffentliche Sitzung der Ersten Kammer
vom Freitag , den 16 . Mai 1902 .

(Ausführlicher Bericht .)
Unter dem Vorsitze des Durchlauchtigsten Prä -
si deuten . Seiner Großherzoglichen Hoheit PrinzKarl von Baden .

Ml Regierungstische : Minister des Innern Or .Schenkel , Ministericilrath Seubert , Ministerin !,
rach vr . Düringer , später Geh . Rath Zittel ,Ministerialrath vr . Nicolai .

DerDurchlauchtigste Präsident eröffnetedie Sitzung um 4 Uhr mit der Bekanntgabe folgenderneuer Einläufe :
Entschuldigungen der Herren : Geh . Rath . Frhr .V. Bodman , Geh . Hofrath vr . Schäfer .
Mittheilungen des Präsidiums der ZweitenKammer über die Annahme und Beschlüsse zu
1 . Titel I . II . III , XI , XII . XIII und XI V der Aus¬gabe des ordentlichen Etats vom Budget des Großh .Finanzministeriums .
2 . Titel IV (Äomänenverwaltung ) und Titel X(Schuldentilgung ) der Ausgabe , sowie Titel I (Domänen¬

verwaltung ) der Einnahme und Anlage 4 (Voranschlagder Amortisationskaffe) vom Budget des Großh . Finanz¬ministeriums .
3 . Titel VIII (Strafanstalten ) außerordentlicher Etatder Ausgabe vom Budget des Großh . Ministeriums derJustiz , des Kultus und Unterrichts .
4 . Titel XII der Ausgabe und Titel IV der Einnahmedes ordentlichen Etats der Heil - und Pflegeanstalten vomBudget des Großh . Ministeriums des Innern .5 . Titel VIII der Ausgabe und Titel V der Einnahmedes ordentlichen Etats der Befferungs - und Erziehungs¬anstalten vom gleichen letzteren Budget .

Sodann erstattete Geh . Rath Lewald namens derKommission für Justiz und Verwaltung Bericht über denEntwurf eines Fahrnißversicherungsge -setzes . Redner bespricht zunächst die Bestimmungendes badischen Fahrnitzversicherungsgesetzes vom 30 . Juli1940, dessen Anwendung während der über 60jährigenDauer seiner Geltung sich ohne Schwierigkeiten und ohneerhebliche Belästigungen der Versicherten vollzogen habe ;er erläutert sodann , daß und in wie weit dieses Gesetz durchdas Reichsgesetz über die privaten Versicherungsunter¬nehmungen vom 12 . Mai 1901 zum Theil seine Geltungverloren habe und kommt sodann auf den Entwurf einesneuen Fahrnitzversicherungsgesetzes zu sprechen. Bei Prü¬fung dieses Entwurfs wären drei Fragen zu beantworten :1 . sollte das im früheren Gesetz aufgestellte Verbotder lieber - und Doppelversicherung beibe¬halten , 2 . sollte anstatt der Präventivkontrole die Ein¬richtung einer polizeilichen Nachkontroleeingeführt und 3 . sollten Strafbestimmungengegen Ueberversicherung und Doppelversicherung ausge¬nommen werden.
Was den ersten Punkt onlange , so werde das Verbder Ueber - und Doppelversicherung dmdas Reichsgesetzvom 12 . Mai 1901 nicht berührt ; es bleidaher solange in Kraft , als es nicht durch die Land «gesetzgebung aufgehoben werde . Dazu liege aber n «Ansicht der Kommission kein Grund vor . Dahingestesolle bleiben , ob die Entwicklung , welche das VersicheruncWesen genommen habe, ein solches Verbot nicht unnötl' erscheinen lasse ; Thatsache sei, daß es über 60 Jahre geg «ten habe und daß es in allen größeren Bundesstaatgelte , daß es nach dem Handelsgesetzbuchs auch für >Seeversicherung bestehe. Es stehe sodann die reickgesetzliche Regelung des Versicherungsvertrags in Aificht und in dem hiernach zu erwartenden Reichsgescwerde auch die Frage der lieber - und Doppelversicheruihre einheitliche Lösung finden . Im Hinblick auf das V >getragene sei die Kommission mit der Aufrechterhaltudes genannten Verbots einverstanden gewesen . Um alin dem neuzuerlassenden Gesetze unzweideutig zum Aidruck zu bringen , daß es bei den früheren Bestimmungfein Vttvenden behalten solle, empfehle die Kommissi «^ mm Bestimmungen des Gesetzes von 18

bebakten Mas v
? Absatz 1 und 3 — einfach bestall^ dwas MW Doppelversicherung anlange , so sei^ Abrede zu stellen , datz die hierauf bestEen Gesetzes nur unvollko^ U ^

- pusten ^ ese Bestimmungen eben n«ihrem Smne ausgelegt werden und der bestehe darin des verboten sein solle, daß ein erlittener Brandschaden nuwie einmal vergütet werde . Wenn unter den Parteifür alle Betheiligten unzweideutig zum Ausdruck gebrawerde, daß es sich nicht um mehrmalige Vergütung rSchadens handle , dann liege eine verbotene Doppelt ,ficherung nicht vor . Redner erläutert dies an einioBeispielen ; so sei es nichts unerlaubtes , wenn die Vficherung gleichzeitig bei zwei Verficherungsunternehngenommen werde, diese aber in dem ihnen bekannten V

hältnitz von Bürgen oder Solidarschuldnern zu einanderstünden. Nach dem Vorschläge der Kommission sollten diegegen das Verbot -verstoßenden Verträge in Anwendungder M 134, 139 B .G .B . der Nichtigkeit verfallen ; einGrund , diese Rechtsfolge auszuschlietzen, scheine ihr nichtvorzuliegen ; bei der von den Versicherungsgesellschaftenim allgemeinen beobachteten Koulanz könne die in der
Regierungsbegründung ausgesprochene Besorgniß , dieNichtigkeit möchte den Parteien als Vorwand dienen , sichihren Verpflichtungen zu entziehen, nicht getheilt werden .Tie Nichtigkeit werde jedoch nicht den ganzen Versiche¬rungsvertrag umfassen, sondern bei einer Ueberversiche-rung den Vertrag nur insoweit , als die Versicherung denwahren Werth der versicherten Vermögenstheile übersteige ;bei einer Toppelversicherung werde nur der nachfolgendeVersicherungsvertrag nichtig sein.

Was die Polizeiliche Kontrole anlange , somache die Kommission kein Hehl daraus , daß sie keinenüberniäßigen Werth auf die Aufnahme der bezüglichenBestimmungen lege . Nachdem aber die Großh . Regie¬rung betont habe, daß sie großes Gewicht darauf legenmüsse, daß die Gemeindebehörden auch künftighin einenEinblick in die abgeschlossenen Fahrnißversicherungenerhalten , nachdem sie erklärt habe, es sei bedenklich, dieKontrole gerade jetzt fallen zu lassen, wo das Gebäudefünf¬tel in die staatliche Feuerversicherung einbezogen werdensoll, ferner daß es sich nur um eine Uebergangsmaßregelhandle , da das zu erwartende Reichsgesetz Anlaß zur er¬neuten Prüfung der Frage bieten werde , habe die Kom¬mission geglaubt , unter diesen Umständen dem Vorschlägeder Großh . Regierung ihre Zustimmung nicht versagen zusollen . Bezüglich der Handhabung der Kontrole habe dieKommission vom Regierungsentwurfe abweichende Vor¬schläge beschlossen . Sie könne es nicht billigen , daß,wie Z 7 des Regierungsentwurfs Vorschläge, die Ab¬änderung oder Aushebung der Versicherungsverträge zumGegenstand polizeilicher Auslagen gemacht werde ; durch einsolches Eingreifen in Privatrechtsverhältnisse würde diePolizei die ihrer Wirksamkeit gezogenen Grenzen über¬schreiten und es liege dazu auch gar kein Anlaß vor , wenndie Verletzung der Verbote in ZZ 4 und 6 des Gesetzes von1840 die Nichtigkeit der Verträge zur Folge haben werde .Ohne Zustimmung des Versicherten solle auch weder dieGemeindebehörde noch das Bezirksamt eine Besichtigung ,Aufnahme oder Abschätzung der versicherten Gegenständeanzuordnen befugt sein . Auch die Einholung der Ge¬nehmigung des Bezirksamtes zur Auszahlung der Brand¬entschädigung ( Z 8 des Regierungsentwurfs , 8 14 desGesetzes von 1840) werde entbehrt werden können , da die
Versicherungsgesellschaften vorsichtig genug seien , bei Ver¬dacht der Brandstiftung mit der Ersatzleistung zurückzu¬halten ; dem polizeilichen Interesse sei genügt , wenn da¬für gesorgt werde, daß die Polizeibehörde von jeder Fest¬setzung einer Brandentschädigung Kenntniß erhalte .Was endlich die Strafbestimmungen gegenUeber- und Doppelversicherung anlange , so habe dieMehrheit der Kommission die Beibehaltung derselben fürangemessen erachtet . Die Strafbestimmungen gegenDoppelverficherungen brächten Redner zur Besprechungder Petition der Handelskammer für den Kreis Mann¬heim . Tie Handelskammer habe die Befürchtung aus¬gesprochen , es möchten Lagerhalter und Spediteure fort¬dauernd der Gefahr ausgesetzt sein , mit den Strafsatzun¬gen wegen Doppelversicherung in Konflikt zu gerathen .Redner habe sich über diese Besorgniß näher informirtund könne dieselbe nicht für begründet erachten . Eshandle sich hier um Transport - und gleichzeitige Lager¬versicherung. Die Güter , die zu Schiff nach Mannheimkämen, wären auf dem Transport schon versichert, die La¬

gerhausgesellschaft und andere Lagerhalter würden aberpauschalster alle eingelagerten Giiter ihrerseits versichern.Die Transportversicherung sei nun von vornherein aufeine bestimmte Anzahl von Tagen abgeschlossen, kämen dieversicherten Güter vor Ablauf dieser Frist zum Lager¬halter , dann würden sie auch von der Lagerversicherungumfaßt . Nun werde aber den Versicherungsverträgender Lagerhalter die Klausel beigefügt , daß soweit die
Transportversicherung noch andaure , der Transportver¬sicherer hafte und der Lagerversicherer nur dann , wennihm die Rechte aus der Transportversicherung abge¬treten seien. Es sei dies der in Z 789 Ziffer 1 H .G .B . ge¬regelte Fall ; es läge hiernach keine strafbare Doppelver¬sicherung vor . Abgesehen davon käme, falls eine Doppel¬versicherung wirklich einmal vorliege , die Strafverfolgungnur dann in Betracht, wenn der Abschluß derselbenwissentlich erfolgt sei.

Durch Z 12 der Regierungsvorlage solle der Regie¬rung die Befugniß verschafft werden , die im Grotzherzog-thum zum Geschäftsbetrieb zugelassenen Feuerversiche¬rungsunternehmungen zu Beiträgen zum Zwecke der För¬derung des Feuerlöschwesens und zur Unterstützung vonMitgliedern von Feuerwehren und sonstigen bei derHilfeleistung in Brandfällen verunglückten Personen oderihrer Hinterbliebenen heranzuziehen . Die Kommissionerachte diese Bestimmung für zweckmäßig, halte es aber fürangemessen, daß im Gesetze ein Höchstbetrag bestimmtwerde, über den bei Belastung der Versicherungsunter ,nehmungen nicht hinausgegangen werden dürfe ; es werde

vorgeschlagen, solchen auf 3 Prozent der Gesammtbrutto -pramieneinnahme feftzusetzen . In einem Zeitungs¬artikel sei die Vorlage als „ein gefährliches Gesetz " hin¬gestellt worden ; das sei doch eine starke Uebertreibung .In der Fassung , die ihr die Kommission gegeben habe,könne ihr unbedenklich zugestimmt werden .Er stelle daher namens der Kommission den Antrag :Hohe Erste Kammer wolle
1 . dem Gesetzentwurf in der aus der Anlage 1 er-sichtlichen Fassung Ihre Zustimmung ertheilenund
2. die diesen Gesetzentwurf betreffende Petition derHandelskammer für den Kreis Mannheim fürerledigt erklären.

"
Geh . Rath Frhr . v . Neubronn : Wenn auch anzuer¬kennen sei, daß in der Kommission die Regierungsvor¬lage in vieler Beziehung verbessert worden sei, so zeige dochauch die von der Kommission zur Annahme vorgeschlageneFassung noch viele Mängel . Das Gesetz von 1840 seiaus der zu jener Zeit begreiflichen Anschauung hervor¬gegangen , daß jedem Menschen ein mehr oder minderausgeprägter Trieb zur Brandstiftung innewohne und daßdieser Trieb durch polizeiliche Mittel bekämpft werdenmüsse. Dies sei ohne Frage ein veralteter Standpunkt .Es sei zu hoffen, daß in weiten Kreisen bekannt sei, eswerde von den Versicherungsgesellschaften nur der wirk¬liche Brandschaden nicht etwa die Versicherungssumme ,ausbezahlt , und daß hierdurch der Trieb auf Spekula¬tion die versicherten Dinge in Brand zu setzen, von selbsteingedämmt werde, zumal bei einer Brandstiftung anstattmateriellen Gewinns in der Regel nur harte Bestrafungherauskäme .

Durch das Reichsgesetz von 1901 sei die bisherige Artder polizeilichen Kontrole beseitigt worden ; es sei mitihr die Präventivkontrole und damit eine Einrichtunggefallen , die in der That nichts geleistet , die eigentlichnur zu leeren Schreibereien geführt habe. Nun sollteman glauben , daß die Regierung sich mit der Beseitigungdieser unnöthigen Einrichtung zufrieden geben und sichdarüber freuen sollte, daß die hierdurch freiwerdende Zeitzu Nützlicherem verwendet werden könnte. Aber es sei eineeigenthümliche Erscheinung bei unseren gesetzgeberischenArbeiten , daß, sobald irgendwo ein alter Zopf beseitigtworden fei, alsbald eine neue Vorlage erscheine, die ihnin irgend einer Weise zu erhalten strebe. So sei esauch im vorliegenden Falle . Seit 1 . Januar d. I . seidie Präventivkontrole abgeschafft , eine Nachkontrole seibis jetzt nicht eingeführt und es sei aus diesem Mangelan polizeilicher Kontrole trotzdem , so viel er wisse, keinSchaden entstanden . Er glaube , die Regierung hätte ab-warten sollen , bis das zu erwartende Reichsgesetz überdie Regelung der privatrechtlichen Sette des Versiche-rungswesens erschienen sei , dann erst hätte zu den jetztstrittigen Fragen der Art der polizeilichen Kontrole , desVerbots der Ueber- und Doppelversicherung, Stellunggenommen werden sollen . Wenn er nicht gegen das ganzeGesetz stimme, so thue er es nur deshalb nicht, weil ecnicht wünsche, daß die einzig werthvolle Bestimmung inder Vorlage , die Bestimmung des ß 12, nicht Gesetz werde .Was nun den Entwurf anlange , so wie er aus der Kom¬mission hervorgegangen sei , so habe die Kommission dieEinrichtung einer polizeilichen Nachkontrole beibehalten ,da die Regierung auf diese Einrichtung großen Werthlege . Sie habe diese Nachkontrole aber ihres eigentlichenInhalts entkleidet und ihr alle harten Spitzen und Kan -ten genommen , durch welche sie hätte gefährlich werdenkönnen . Stehen geblieben sei nur , daß vom Abschlußeines jeden Versicherungsvertrags , welcher sich auf imGroßherzogthum befindliche Fahrnisse beziehe, dem zustän -digen Bürgermeister Anzeige zu erstatten sei ; ebenso seienAenderungen des Versicherungsvertrags zur Kenntnißdes Bürgermeisters zu bringen ; ferner sei bestimmt , daßvon der Festsetzung der Brandentschädigung der Polizei -behörde innerhalb einer Woche Anzeige zu machen sei.Hinweggesallen aber sei die für die Polizei beanspruchteBefugniß , den Vertragstheilen die Auflage zu machen,im Falle einer eintretenden Doppel - oder Ueberversiche-rung die Versicherungssumme herabzusetzen oder den Ver -trag , durch den die Doppelversicherung herbeigeführt wor -den sei, aufzulösen , hinweggefallen ferner das Erforder -niß der Einholung der Genehmigung des Bezirksamtszur Auszahlung der Brandentschädigung, ferner sei aus -geschieden worden die Befugniß der Gemeindebehördeoder des Bezirksamts , eine Besichtigung, Aufnahme oderAbschätzung der versicherten Gegenstände anzuordnen undschließlich auch die veraltete Konfiskation des Entschädi-gungsanspruches , soweit er im Falle einer Ueber- oderDoppelversicherung den wirklichen Werth der zerstörtenGegenstände übersteige. Die Strafbestimmungen gegenUeber - und Doppelversicherung anlangend , so sei diesder Punkt , der auch in der Kommission am meisten Be¬denken hervorgerufen habe. Es sei ja nicht zu verkennen ,daß einige Argumente für die Beibehaltung derselbensprächen, so z. B . daß ähnliche, zum Theil recht scharfeBestimmungen in den größeren Bundesstaaten in Gel¬tung feien, daß es sich nur um Bestimmungen transitori¬scher Natur handle, daß sie gerade jetzt, wo auch das Gö-



bäudefünstel bei der staatlichen Feuerverficherungsanstalt
versichert werden soll, nicht leicht entbehrt werden könn¬
ten . Allein trotzdem hätte man sie beseitigen können,
denn sie seien niemals praktisch gewesen und würden es
nie werden . Redner weist darauf hin , daß bis jetzt
keinerlei Statistik über Bestrafungen auf Grund des
Fahrnißversicherungsgesetzes hätte beigebracht werden
können ; auch die allgemeine Statistik über die Straf¬
rechtspflege weise keinen derartigen Fall auf . Die That -
beftände des Fahrnißversicherungsgesetzes seien keine
fruchtbaren Böden für strafprozessuale Erfolge . Es könnte
auf die Strafbestimmungen wegen Ueber- und Doppel-
Versicherung deshalb verzichtet werden, weil diese beiden
Begriffe keine bestimmt abgegrenzte seien und es somit
an der für eine Strafbestimmung unentbehrlichen sicheren
Grundlage fehle. Was die Doppelversicherung anlange ,
so könne von einer solchen jedenfalls in Fällen , die nach
88 789 , 790 H .G .B . geartet seien, nicht geredet werden,
auch nicht dann , wenn Verträge in der für die Ver¬
sicherer erkennbaren Absicht abgeschlossen worden seien,
daß sie als Gesammtschuldner im Sinne von 8 421
B .G .B . haften sollten. Fälle strafbarer Doppelversiche¬
rung kämen nur selten vor und würden nur selten nach¬
weisbar sein . Was die Ueberversicherung anlange , so sei
in der Kommission, um nicht den Thatbestand von dem
schwankenden Ergebnisse von Schätzungen abhängig zu
machen , der Werthbemessung ein gewisser Spielraum ge¬
schaffen worden und nur die Ueberversicherung mit Ueber -
schreitung des Versicherungswerthes uni mehr als ein
Viertel unter Strafe gestellt. Allein er sei überzeugt, daß
auch in Zukunft das Blatt der Strafrechtsstatistik wegen
Zuwiderhandlungen gegen das Fahrnißversicherungs-
gesetz unbeschrieben sein werde. Die Strafbestimmungen
seien unnöthig , aber auch unbedenklich und es sei aus
ihnen kein Anlaß zu entnehmen, gegen das Gesetz zu
stimmen . Wie bereits ausgeführt , scheine ihm auch die
Bestimmung des 8 12 so werthvoll, daß er das minder
zweckmäßige , das was gerade nicht unbedenklich , aber doch
ungefährlich sei , dieser Bestimmung zu Lieb in Kauf
nehmen wolle.

Minister des Innern Or . Schenkel : Es sei nicht
viel über hundert Jahre her, seitdem sich die Versicherung
in Deutschland und Europa überhaupt entwickelt und
seitdem sie auch den ersten, bescheidenen Gang durch unser
Land gemacht habe, ein Gang , der aber inzwischen zu
einem wirthschastlichen Triumphzuge geworden sei . Die
Gesetzgebung habe die neue Einrichtung zunächst in Ruhe
gelassen ; erst nach einigen Jahrzehnten , als die Fahrnitz¬
versicherung man könnte sagen noch die Kinderschuhe ge¬
tragen habe, habe die Gesetzgebung im Jahre 1810 ge¬
glaubt , die schützende und ordnende Hand über sie aus¬
strecken zu müssen . Was sie dann gethan habe, sei zum
Theil aus einem gewissen Gefühle des Mißtrauens her¬
vorgegangen in Bezug auf die Zuverlässigkeit der Ver¬
sicherungsunternehmungen sowohl als auch gegen die Ver¬
sicherten . Von diesem Standpunkt aus sei , was zunächst
die Feuerversicherungsanstalten anlange , ihr Betrieb einer
strengen polizeilichen Kontrole unterstellt , die Errichtung
solcher Unternehmungen und die Ausdehnung der Ge¬
schäfte fremder Versicherungsgesellschaften auf das Groß¬
herzogthum von einer vorherigen, jeder Zeit widerruflichen
Staatsbewilligung abhängig gemacht worden . Was die
Versicherten betreffe, so sei ihnen gegenüber unter Straf¬
androhung das Verbot der Doppel- und Ueberversicherung
ausgestellt worden und der endgiltige Abschluß eines Ver¬
sicherungsvertrags von einer vorherigen Prüfung der zu
versichernden Gegenstände bezüglich ihres Berthes und
von einer Bescheinigung seitens des Gemeinderathes
über die Zulässigkeit der Versicherung abhängig
gemacht worden ; die Auszahlung der Brandent¬
schädigung dürfe endlich nur mit Genehmigung des
Bezirksamtes stattfinden .

Das Fahrnißversicherungsgesetz von 1810 habe über 60
Jahre bestanden und das spräche doch dafür , daß es nicht
gerade ein schlechtes Gesetz gewesen sei. Wenn man dem
Gesetz gegenüber bemerke , seine Strafbestimmungen seien
nie zur Anwendung gekommen, und daraus den Schluß
gezogen habe, es haben diese Bestimmungen einem Prak¬
tischen Bedürfnisse nicht entsprochen , so müsse demgegen¬
über darauf hingewiesen werden, daß dieselbe Wahrneh¬
mung auch bei anderen Gesetzen, die man deshalb gewiß
nicht unpraktisch nennen könne , gemacht worden sei . Man
müsse nicht nur darauf sehen , ob die Anwendung des
Gesetzes durch die Strafgerichte Spuren in der Statistik
hinterlassen habe, sondern es käme auch in Betracht, ob
nicht das Gesetz schon infolge der Geltung seiner Straf¬
bestimmungen die Entstehung von Unrecht verhindert hat .
Im großen und ganzen müsse man sagen, Wohl von die¬
sem Gesichtspunkte aus , das Gesetz habe gute Dienste ge¬
leistet, insbesondere habe es der Gemeindebehörde einen
für sie wünschenswerthen Einblick darüber verschafft ,
welche Verhältnisse nach Zahl und Werthhöhe der Fahr -
nißversicherungen bei den Gemeindeeinwohnern bestehen .

lls das Reichsgesetz über die Privaten Unternehmungen
a Jahre 1901 in Kraft getreten sei und einen Theil

Vorschriften des badischen Fcchrnitzversicherungsge -
:s ausgehoben habe, sei an die Regierung die Frage
angetreten , was sie nun thun solle . Sie hätte sich
Leicht dazu entschließen können, daß das badische Ge-
sortbestehen solle, worauf sie dann in einer Vollzugs¬

ordnung zu erklären gehabt hätte , welche Bestim¬

men dieses Gesetzes außer Kraft getreten seiA « re

>e das nicht gethan , einerseits wett der damit geschasfenc

htszustand der vollen Klarhett entbehrt ha^ n wurde,
b andererseits weil ihr dann mcht möglich gewesen

Frhr . v . Reubronn als nothwendig und werthvoll erachte ,
aufzustellen. Die Regierung habe sich daher entschlossen,
bei den Landständen den vorliegenden Gesetzentwurf ein¬
zubringen . Dabei hatte die Regierung den einen Ge¬
danken, von dem alten Gesetz zu erhalten , was erhol-
tungswürdig ist ; sie wollte nicht für sich in Anspruch neh¬
men, wie ein Gesetzgeber vorzugehen, der vollkommen
frisch, durch die frühere Vorschrift und durch den Blick in
die Zukunft unbehindert , an die Sache herantrete ; sie war
sich darüber klar , daß es sich nur um einen Uebergangs --
zustand handelt , daß sie bei ihrer gesetzgeberischen Arbeit
gebunden sei durch die Rücksicht auf das , was als Ergeb-
nitz der seitherigen Gesetzgebung übrig geblieben ist , und
daß sie auch auf das zu erwartende Reichsgesetz Rücksicht
nehmen müsse . Eben weil in nicht zu ferner Zeit die Er¬
lassung eines weiteren Reichsgesetzes über den Inhalt
des Versicherungsvertrags in Aussicht steht , wodurch Wohl
auch die Frage der Doppel- und Ueberversicherunggeregelt
werden wird , glaubte die Regierung in dieser Beziehung
zunächst für die nun kommenden Uebergangsjahre einfach
den seitherigen Rechtszustand aufrecht erhalten und eine
materielle Abänderung des Gesetzes von 1810 nur insoweit
Vorschlägen zu sollen , als diese unbedingt geboten ist.
Ursprünglich habe dabei die Regierung die Absicht ge¬
habt , in derselben Weise vorzugehen, wie es jetzt die Kom¬
mission gethan habe, nämlich die Bestimmungen des Ge¬
setzes von 1810 in ihrem Wortlaute bestehen zu lassen , so¬
weit sie durch das Reichsgesetz nicht außer Kraft gesetzt sind ,
und daran dringende Abänderungen und Ergänzungen
anzureihen , die sich als nothwendig erwiesen haben . Von
dieser Absicht sei aber die Regierung bei weiterer Er¬
wägung im wesentlichen aus gesctztechnischen Gründen
abgekommen, weil nämlich die Befürchtung bestand, es
werde durch die Zusammenfassung von gesetzlichen Bestim¬
mungen aus dem Jahre 1810 mit einer veralteten
Sprachweise und von neuen der Ausdrucksweise der
jetzigen Gesetzessprache angepaßter Vorschriften im glei¬
chen Gesetze ein unästhetisches Konglomerat gesetzlicher
Bestimmungen entstehen. Aus diesem Grunde sei die Re¬
gierung dazu gelangt , einen ganz neuen Entwurf vorzu¬
legen, welcher die noch üörig gebliebenen Vorschriften des
Gesetzes von 1810 in modernisirter Gestalt aufrecht er¬
halte und die nöthigen Ergänzungen und Abänderungen
dabei anbringe .

, Würde man jetzt an die vorliegende Materie zum ersten
Male berantreten und sie frei von den Rücksichten aus die
seitherigen Einrichtungen und ohne Ausblick aus das be¬
vorstehende Reichsversicherungsgesetz behandeln können,
dann wäre ja der von Frhr . v . Reubronn eingenommene
Standpunkt vielleicht annehmbar ; dann könnte ja man
vielleicht mit Recht sagen, man lasse jede Polizeiliche Kon¬
trole , jede Strafdrohung fallen . Dieser Gedanke zeichne
sich ja durch eine gewisse Klarheit , Einfachheit und Folge¬
richtigkeit aus . Aber er sei jetzt schon deshalb nicht zu
verwirklichen, weil die Voraussetzungen dafür nicht ge¬
geben seien . Man würde hiermit durch vollständiges Aus¬
geben des jetzigen Systems eine bedenkliche Lücke schaffen
und der Gefahr begegnen, daß nach wenigen Jahren , nach
Erlaß des Reichsgesetzes , diese Lücke wieder ausgefüllt , die
Kontrole doch wieder hergestellt werden müsse.

Für das Bestehen einer polizeilichen Kontrole hinsicht¬
lich der Fahrnißfeuerversichernng bestehen denn doch auch
heute noch recht gewichtige Gründe .

Wenn auch zuzugeben sei , daß jenes Mißtrauen , das
bei Erlassung des Gesetzes von 1810 obgewaltet habe ,
nicht mehr in vollem Umfange begründet sei , so könne
doch nicht in Abrede gestellt werden, daß auch jetzt noch
zuweilen die Brände gerade mit Rücksicht auf die über¬
mäßige Höhe der Versicherungssumme herbeigeführt
werden. Allerdings seien die Fälle nicht so häufig , daß
sie dazu führen dürsten , die Kontrole so eingehend
und lästig zu gestalten, als wenn alle Versicherungs¬
nehmer so zu sagen von vornherein der Brandstiftung
verdächtig seien . Es sei auch insofern eine Aenderung
gegenüber den Verhältnissen von 1810 eingetreten , als
die Zahl der Versicherungsnehmer sehr erheblich ge¬
wachsen, eigentlich fast jede ordentliche Haushaltung ,
auch die kleinste , jetzt gegen Fahrnißbraudschaden ver¬
sichert sei und als das Feuerversicherungswesen sowohl
der Zahl der Versicherungsanstalten nach , als auch hin¬
sichtlich der Solidität der Unternehmungen ganz erheb¬
liche Fortschritte gemacht hat . Namentlich sei richtig ,
daß zum größten Theil schon die in eigenem Interesse
stattfindende Thätigkeit der Anstalten der Ueber- und
Doppelversicherung entgegenwirken werden. Aber doch
nur zum größten Theil ! Trotzdem bleibe das Motiv , das
zu den Bestimmungen des früheren Gesetzes geführt
habe, zum Theil noch bestehen , die Gefahr der Brand¬
stiftung sei auch jetzt noch nicht aufgehoben, insbesondere
biete der Umstand, daß die Versicherungsgesellschaften
aus ihrem eigenen Interesse die zur Brandstiftung an¬
reizende Doppel - und Ueberversicherung zu verhindern
suchen müßten , da aber auch entgegenwirkende Momente
in Betracht kommen, noch nicht eine volle Gewähr dafür ,
daß eine zur Brandstiftung veranlassende allzu hohe
Einschätzung der Fahrnißbestände mit Sicherheit und
allgemein vermieden würde . Es besteht daher auch jetzt
noch, wenn auch vielleicht in verminderter Stärke für die
Staatsgewalt eine Veranlassung , der Ueber- und Doppel¬
versicherung der Fahrnisse durch ausdrückliche Verbote
und durch Feschaltung einer Polizeilichen Kontrole ent¬
gegen zu treten . Daß man das letztere ganz entbehrenkonnte, dafür sprächen die gemachten Erfahrungen doch
mcht . Auch die anderen großen deutschen Staaten , wie
Preußen , Bayern , Württemberg . Hessen, wollen ja wie
bereits angeführt , diese Staatsaufsicht zunächst in Gestalt
der Nachkontrole sammt den Strafbestimmung aufrecht

erhalten . Es wäre ja auch nicht angezeigt, mit der poli¬
zeilichen Kontrole jetzt aufzuräumen , wo nicht ausge¬
schlossen sei, daß das zu erwartende Reichsgesetz nach
einigen Jahren zu ihrer Wiedereinführung nöthige.

Mt der Fassung, die die Kommission dem Gesetzent¬
würfe gegeben habe , sei hauptsächlich in zweifacher Be¬
ziehung eine Verbesserung des Resirningsentwurfs er¬
zielt worden, einmal insofern, als die Auszahlung der
Brandentschädigung nicht von vorgängiger polizeilicher
Genehmigung abhängig gemacht werde und dann inso¬
fern , als die in § 9 der Regierungsvorlage vorgesehene
Einziehung der Ueber- und Doppelversicherungssumme
zu Gunsten der Staatskasse beseitigt werde. Im übrigen
anerkenne die Regierung , daß den obwaltenden Ver¬
hältnissen auch durch den von der Kommission ausge¬
stalteten Entwurf , wobei ein Theil der Vorschriften des
Gesetzes von 1810 ihrem Wortlaut nach au stecht er¬
halten werde, Rücksicht getragen werden könne und daß
manche Gründe für das Beschreiten dieses Wegs sprechen .Sie könne sich daher im wesentlichen mit dem Amrag der
Kommission einverstanden erklären und er wolle sich zum
Schlüsse der angenehmen Pflicht erledigen, dem Bericht¬
erstatter für den lichtvollen Bericht und der Kommission
für die gründliche Arbeit zu danken.

Kommerzienrath -Krafst : Er werde gegen den vor-
liegenden Gesetzentwurf stimmen aus den Erwägungen ,die Geh . Rath Frhr . v . Neubronn vorgetragen habe ; es
werde durch den Entwurf etwas geschaffen , das den mo¬
dernen Verhältnissen nicht entspricht. Was die po¬
lizeiliche Kontrole anlangt , so sei mit Recht daraus
hingewiesen worden , daß die frühere Präventiv -
kontrole eine leere Förmlichkeit gewesen sei, da die Ge-
meindebehörde mangels genügender Erfahrung zu den
von ihnen verlangten Prüfungen nicht im Stande ge¬
wesen seien . Dasselbe müßte auch gelten, wenn die von
der Regierung vorgeschlagene Nachkontrole eingeführt
würde . Was das Verbot der Ueberversicherung anlange ,
so sei es sehr schwer, im einzelnen praktischen Falle zu
konstatiren, ob solche vorläge oder nicht . Man müsse sich
auf Sachverständige verlassen und auch dann sei — was
Redner an einem Beispiele erläutert — noch Raum für
weitgehende Meinungsverschiedenheiten. Er hätte ge¬
wünscht , daß das Verbot der Ueber- und Doppelver¬
sicherung beseitigt worden wäre . Würde dieses Verbot
strenge gehandhabt , dann würde das große Beunruhigung
in die Bevölkerung bringen . Er sei nicht in der Eage,
dem Gesetzentwurf zuzustimmen, obwohl er die Bestim¬
mung in 8 12 desselben an und für sich gerne als gesetz¬
liche Bestimmung sehen würde .

Hierauf wird die allgemeine Diskussion geschlossen und
es werden die einzelnen Artikel des Entwurfs in der von
der Kommission beschlossenen Fassung ausgerufen .

Zu Artikel I erhält das Wort Geh. Rath Lcwald ,
welcher die 88 4 und 7 des Gesetzes von 1810 erläutert .
Der 8 1 behandle die von vornherein vorhandene , durcfi
den Vertragsabschluß begründete , der Z 7 die erst nach¬
ttäglich durch Verminderung des Fahrnißbestandes her-
beigeführte Ueberversicherung. Nach 8 1 begrenze sich das
Eigenthümerinteresse, welches versichert werden dürfe,
durch den „wahren 1 gemeinen) Werth der versicherten
Vermögenstheile"

. Hierunter sei offenbar nicht der sub¬
jektive , sondern der objektive , das heißt der Verkaufs-
Werth der versicherten Gegenstände zu verstehen . Zuzu-
geben sei , daß bei Mobiliar der Gebrauchs- oder Nutzwerth
für den Eigenthümer häufig ein größerer sein werde als
der Verkaufswerth und es werde jedenfalls nicht zu be¬
anstanden sein , daß die Anschaffungskosten unter Abzug
einer angemessenen Abnützungsquote der Werthbemessung
zu Grunde gelegt werden . Zn betonen sei ferner , daß
die wandelbaren Bestände von Waarenlagern , Erntevor -
räthen und dergleichen mit dem höchsten Werthe, den
sie nach Art und Umfang des Geschäftsbetriebs erreichen
können, versichert werden dürfen . Daß auf solche wandel¬
baren Bestände die Bestimmung in 8 7 Absatz 1 , wonach
die Verminderung des Fahrnißbestandes um mehr als
ein Fünftel zur Herabsetzung der Versicherungssumme
verpflichtet, keine Anwendung findet , sei nach Absatz 3
des gleichen Paragraphen ohne Weiteres klar . Auch die
Regierungsvorlage , deren 8 2 vielfach mißverstanden wor- .
den sei , habe in dieser Hinsicht nichts ändern wollen.

Geh . Hofrach I) r . Rümelin muß der Erläuterung
des Begriffes „Werth" im Sinne des ß 1 des alten Ge¬
setzes , wie sie der Herr Vorredner vorgenommen habe, zu¬
stimmen. Gerade der Umstand, daß es also nicht möglich
sei , das volle Interesse zu versichern , bestimme ihn , gegen
den Entwurf zu stimmen.

Minister des Innern Or . Schenkel kann die vom
Herrn Geh . Hofrath Or . Rümelin bezüglich der Werlhs -
bestimmung im 8 1 des Fahrnißversicherungsgesetzes von
1810 geäußerten Bedenken nicht für begründet erachten .
Daß nur der objektive Werth der Fahrnisse versichert
werden dürfe , sei in der Sache selbst begründet , darin
nämlich, daß durch die Versicherung nur der durch den
Brand wirklich entstandene Schaden (bestehend in dein
Werth , der durch den Brand betroffenen Fahrnisse , nach
ihrem Zustand zur Zeit des Brands ) versichert und ver¬
gütet werden solle . Wollte man an Stelle dessen das In¬
teresse des Versicherten vergüten lassen , so würde dem
Versicherten in vielen Fällen ein Gewinn erwachsen , zu
dessen Gewährung die Feuerversicherung nicht bestimmt
sei . Wem ein verbrauchtes vor zwanzig Jahren ange-
schafstes Mobiliar abbrenne , der dürfe nicht beanspruchen,
daß er von der Feuerversicherung eine Summe erhalte ,
die zur Bezahlung einer vollständig neuen Einrichtung
im modernen Stil ausreiche. Darin könnte sebr leicht
ein Anreiz zur Brandstiftung gesunden werden.



Hieraus wurde der Antrag der Kommission mit18 gegen 2 Stimmen angenommen .
Namens der Petitionskommission berichtet sodannGeh . Hosrath Or . Rümelin über die Petitiondes Privatmann Wilhelm HofmanninWürzburg um Rechtshilfe . Die Kommissionglaubt in eine materielle Prüfung dieses Rechtsstreite»nicht eintreten zu sollen . Unsere Rechtsordnung kennekeine Mittel , durch welche die Landstände oder die Re¬gierung , an die sich die Landstände zu wenden hatten ,auf die von Civilgerichten gefällten Urtheile einwirkenkönnten und gehe Atverfellos von der Au^ n^ung auT, dagdie Vorschriften der Gerichtsverfassung und der Civil -gerichtsordnung die ausschließliche und ausreichendeGarantie dafür bieten , daß dem materiellen Recht zumSieg verholfen werde.

Die Kommission stelle aus diesem Grund den Antrag :über die vorliegende Petition zur Tagesordnungüberzugehen .
Der Antrag wurde einstimmig angenommen .Sodann kam zur Berathung die Petition der Badi -schen Revisoren II . Klasse bei der Main -Neckareisenbahn um Aufnahme rnKlasse k'

der Gehaltsordnung . Bericht -erstatten ist Frhr . v. Rüdt . Die Kommission kam zudem Ergebniß , der Regierung anheim geben zu sollen,wenn , gegebenen Falls , der eine oder der andere derPetenten zum Aufrücken in eine höhere Gehaltsklassevereigenschastet erscheine, daß dann ausnahmsweise vonder Vorbedingung der abgelegten Prüfung abgesehenwerden möge .
In diesem Sinne stelle sie den Antrag :die Petition der Regierung zur Kenntnisnahmezu überweisen . i '
Der Antrag wurde angenommen .Sodann berichtet Kommerzienrath Kr afft namerrsder Petitionskommission über die Petition derWagenrevidenten der Großh . BadischenEise nb ahnen um Erhöhung ihres Dienst -einkommens sowie um Bewilligungvon Dienstkleidung .Me Kommission stehe, was die erste Bitte anlangt , aufdem prinzipiellen Standpunkt , daß dergleichen Be¬

gehren wegen anderweiter Einreihung in den Gehalts¬tarif erst anläßlich einer Revision desselben in Erwä¬gung gezogen werden könnten . Einen weitergehendenAntrag als denjenigen auf Ueberweisung der vorge¬brachten Anliegen zur Prüfung an Großh . Regierungbei einer demnächstigen Revision des Gehaltstarifs ver¬möge sie daher nicht zu stellen und zwar nicht allein mitBezug auf die Gehaltsfrage beziehungsweise Wohnungs¬geldfrage , sondern auch mit Bezug auf das weitere Be¬gehren wegen unentgeltlicher Lieferung der Dienst¬kleidung . In Uebereinstimmung mit der Regierungerachte sie die Frage der Dienstkleidung für keine sehrdringende .
Me Kommission stelle den Antrag :die Petition der Regierung zur Kenntnisnahmezu überweisem
Der Antrag wurde

angenommen .Frhr . v. Rüdt berichtet sodann über die Petition desLandesverbandes Baden des Verbandsdeutscher Militäranwärter und Invali¬den , um Verbesserung der Anstellungs -Verhältnisse der bei Großh . Steuerdirek¬tion
beschäftigten

Steuereinnehmerei¬gehilfen .
Die

Anstellungsverhältnisse der Petenten schienen derKommission einer Beachtung Werth , insbesondere dielange Dauer der Zwischenzeit zwischen Militärdienst undetatsmäßiger Anstellung gebe zu Bedenken Anlaß , da indieser Zwischenzeit die Stellung der Steuereinehmerei¬gehilfen als eine unsichere bezeichnet werden müsse. Sei¬tens der Regierung werde den Wünschen der Petentenjetzt schon bis zu einem gewissen Grad Rechnung getragendadurch, daß im gegenwärtigen Budget 6 weitere Stelleneingestellt würden . Es könnte auf diesem Wege weitergeschritten werden und dadurch, wenn auch nicht alleWünsche der Petenten erfüllt , doch ihre Anstellungsver¬hältnisse wesentlich gebessert werden , so daß berechtigtenKlagen abgeholfen würde.
Die Kommission beantrage :

die vorliegende Petition der Regierung zur Kennt -nißnahme zu überweisen .
Ministerialrath Or . Nicolai : Die Großh . Regie¬rung habe gegen den Antrag der Kommission keine Be¬

denken geltend zu machen. Er wolle nur noch einigePunkte hervorheben, die in der Petition nicht berührtoder nicht genügend hervorgehoben seien.Er wolle zunächst betonen, daß in den letzten Fahrenzur Verbesserung der Einkommens- und Anstellungsver¬hältnisse der
Steuereinnehmereigehilfen sehr viel gethanworden sei. Die Vergütungen für die nichtetatsmäßigenSteuereinnehmereigehilfen seien bis zu dem Höchstbetragerhöht worden, der ohne Kürzung der Militärpensionenhätte festgesetzt werden können. Vor Kurzem seien neueGrundsätze bezüglich der etatmäßigen Anstellung der Mi¬litäranwärter , die dabei mit Civilanwärtern konkurriren ,ausgearbeitet und die Militäranwärter in dieser Hinsichtsehr günstig behandelt worden. Es werde diesen in dieZahl der im Civildienste zugebrachten Dienstjahre dieMilitärjahre ganz eingerechnet, so daß ihnen im Fallegleichzeitiger Bewerbung um eine Steuereinnehmerei -gehilfenstelle mit einem Nichtmilitäranwärter in vielenFällen ein Vorsprung eingeräumt würde . Hervorzu¬heben sei auch, daß die Zahl der etatmäßigen Stellen imBudget für 1902/1903 erhöht werde und zwar um 7Stellen , das heißt nahezu A) Proz . sämmtlicher jetzt vor¬handenen Stellen , nachdem schon im letzten Budget eineErhöhung um 4 Stellen genehmigt worden sei . Wenndie Petenten wünschten, es möchte ihnen eine bestimmteMaximalwartezeit für die etatmäßige Anstellung garan -tirt werden, so möchte er demgegenüber bemerken, daßdies budgetmäßig nicht durchführbar, übrigens auch beikeiner anderen Beamtenkategorie der Fall sei.Der verhältnißmäßig große Zudrang zu den Steuer -einnehmereigehilfensteilen zeige am Besten, daß die dienst¬lichen Verhältnisse dieser Beamten nicht so sehr schlechtesein könnten ; er finde darin seine Erklärung , daß derDienst vergleichsweise ein leichter und bequenrer sei unddaß insbesondere die Aussichten für die Zukunft günstigegenannt werden müßten . So würden diese Beamtenetatsmäßig sofort in Klasse .s angestellt, während andersmit ähnlicher Vorbildung zunächst nach Klasse X kämen.Die Großh . Regierung werde übrigens , soweit damitauch einem dienstlichen Bedürfniß gedient werde , denWünschen der Petenten Aufmerksamkeit zuwenden .Der Antrag wurde hierauf angenommen unddie Sitzung sodann geschlossen .

Verantwortlicher Redakteur: Julius Katz in Karlsruhe .

Bürgerliche Rechtsstreite .»viiugSF24 .1 . Nr . 12105 Mannheim .Die Enno » ins Schriftsetzers AlbertRhetnlott Rolhmann , Marte geb .Finkin Mannheim, 1 . Querstraße 3, der-treten durch Rechtsanwalt Or . L. Mül¬ler in Mannheim klagt gegen ivrengenannten Ehemann, zuletzt wohi hastin Leipzig, z Z . an unbekannten Oi ren ,mit dem Anträge , die zwischen denStrettthcilen am 6 . Dezember 1900 zuAsperg geschloffene Ehe wegen Ver¬schuldens des Beklagten für geschiedenzu erklären und ladet den Beklagtenzur mündlicheu Verhandlung desRechts¬streits vor die IV . Civilkammer desGroßh Landgerichts zu Mannheim aufDienstag den 8. Juli 1802,Vormittags 9 Uhr ,mit der Aufforderung, einen bet demgedachten Gerichte zugelaffenenAnwaltzu bestellen.
Zum Zwecke der öffentlichen Zu¬stellung wird dieser Auszug der Klagebekannt gemacht .
Mannheim, den 12 . Mai 1902.Pielmann , Rechtspr.

Gerichtsschrciber des Gr . Landgerichts.Ladaog.S .562 .1 . Nr . 204291 . Mannheim .Kurt Baum hier vertreten durch dieRechtsanwälte Vr . Rosenseld und Or .OelenheinzzuMannheim klagtgegen denPaul Baum früher zu Mannheim z. Zt .an unbekannten Orten aus Schadlos¬haltung mit dem Antrag auf Berur -thetlung desselben zur Zahlung von300 M . nebst 4 Proz . Ztns vom Klage-zustellungstogr an.Der Kläger ladet den Beklagten zurmündlichen Verhandlung des Rechts¬streits vor das Großh . AmtsgerichtAbth. II zu Mannheim zu dem aufDonnerstag,den 10. Juli 1902,Bormittags 9 Uhr ,bestimmten Termin .Zum Zwecke der öffentlichen Zu¬stellung wird dieser Auszug der Klagebekam,: gemacht .
Mannhetm, den 15. Mai 1902 .Birken mayer ,Gerichtsschreiber des Gr . Amtsgerichts.^ Lad« ,, .S -454 .1 . Nr . 14539. Bruchsal .Der Kaufmann Alexander Türk¬heim e r in Münzeshetm — Prozeh.bevollmächtigter : Rechtsanwalt Rot -fchtld in Bruchsal — klagt aeaen denMenag.riebesitzrr Josef Hvl ^müllrrmm Oberöwtshei« , , . ^ t . ^ u unbe¬kannten Orlen abwesend , zuletzt inLux .-mbttg, auf Grund des Wechsels"ES . Januar 1« » , lautend auf denUS M Migen Betra/Ldem Anträge auf kosten-wllwe Vrrurtheilung des BeklagtenI . Holzwuller zur Zahlung von 11« M? e°st 6' /, Zinsen hieraus dom 1 . Mai1902 uns '/, »/, Provision unter vor¬läufiger

Vollstreckbarkeitserklärungdesergehenden Unheil« .Der klägertsche Vertreter ladet denBeklagten zur mündlichen Verhandlungdes Rechtsstreit« vor da« Großherzog-blmlsgerichk zu Bruchsal, Zimmer

Mittwoch , den 9 . Juli 19L2,Vormittags 9 Uhr .Zum Zwecke der öffentlichen Zu¬stellung wird dieser Auszug der Klagebekannt gemacht.
Bruchsal, den 7. Mat 1902.Der GerichtsschreiberGr . Amtsgerichts.I . B . : Spiegrlhalter .

Ladung.S .398. 1. Nr . 15689. Heidelberg .Die offene Handelsgesellschaft AugustPölich in Leipzig , vertreten durchRechtsanwalt und Notar Emil Kriegtn Leipzig , klagt gegen den Bierbrauerund Gastwirth Reinhold Scholl vonHeidelberg, jetzt an unbekannten Ortensich aufhaltend, aus Woarenkauf von1900, mit dem Amrage, auf Ver¬urteilung des Beklagten zur Zahlungvon 165,25 Mark nebst 4°/, Zinsen aus164,95 Mark vom 6 . Dezember 1900ab abzüglich am 23. Januar 1901 be-zahlter 50 Mark und am 30. Mai1901 bezahlter 50 Mark und vorläufigeVollstreckbarkeitserklärungdes ergehen¬den Urthcils und ladet den Beklagtenzur mündlichenVerhandlung desRechts¬streits vor das Großh Amtsgericht zuHeidelberg auf
Freitag , den 27 Juni 1902 ,Vormittags 9 Uhr ,(Zimmer 7).

Zum Zwecke der öffentlichen Zu¬stellung wird dieser Auszug der Klagebekannt gemacht.
Heidelberg , den 7. Mai 1901 .Der Gertchtsschreiberdes Großh . Amtsgerichts :F abian , Gr . Amtsgerichtssekretär

LiUMtz«.S .477.1 . Durlach .Die Spitalverwaltung Engen , ver¬treten durch den Spitalrechner I . Hu¬ber daselbst , klagt gegen den SchlafferWilhelm Pell ist er von Bruchsal,früher zu Durlach , jetzt unbekanntenAufentbalts unter der Behauptung, daßder Beklagte ihr aus Verpflegung fürdie Zelt vom 29 . August bis zum4. November 1901, 88 M . 40 Pf .schuldig sei, mit dem Antrag auf Ver¬urteilung des B °klagten zur Zahlungvon 88 M . 40 Pf . unter Verfüllungdesselben in die Kosten des Rechts¬streits und auf vorläufige Vollstreckbar¬keit des Urthetls . Die Klägerin ladetden Beklagten zur mündlichenVerhand¬lung des Rechtsstreits vor das Großh.Amtsgericht Durlach aufMontag den 23. Juni 1908,Vormittags 9 Uhr .! Zum Zwecke der öffentlichen Zu¬stellung wird dieser Auszug bekanntgemacht. °
Durlach, den 9. Mat 1902.

Büchner ,Großh .
AmtSgerichtssekretSr.S ^ 37 .2. Nr . 7M3 .

""
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e berlinaenFriedrich R a uchfuß in Shlow / alsRauMuk S?" " tnderjährtgen Marie» nÄ —
ProzrßbevollmächttgterAgent Jll in Ueberlinaen - ladetden Vorarbeiter Franz Winklerfrüher m

Mimmenhausen , jetzt unbe¬kannte» Aufenthalts , Äeki., Uer Lzug auf die dem Beklagten am 18.

August 1901 zuge,teilte Klage , Alimen¬tation betreffen», zur mündlichen Ver¬handlung des Rechtsstreits vor dasGroßh. Amtsgericht vier zu dem aufMittwoch , den 25 . Juni 1902 ,bestimmten Termin .
Zwecks öffentlicher Zustellung wirddiese Ladung bekannt gemacht .Ucberlingen, den 22. April 1902.Der Gerichrsschreiber Gr . Amtsgerichts .

Wiegele .
Aufgebot .5 .561 .1. Nr 5120 . Eberbach .Auf Antrag der BuchdruckereibesttzerJosef Wteprecht Ehefrau , Susannageborene Kappes dahier wird der der-schollene Kaufmann Karl Friedrich OttoKappes von Eberbach aufgefordert,sich spätestens in dem aufDienstag den 16. Dezember 1902,Vormittags 9fi, Uhrbestimmten Aufgebotstermtne zu mel¬den , widrigenfalls dessen Todeserklä¬rung erfolgen würde.

Zugleich werden Alle , welche Aus¬kunft über Leben oder Tod des Ver¬schollenen zu ertheilen vermögen, auf¬gefordert, spätestens tn dem Aufgebots¬termine dem Gerichte Anzeige zu machen .Eberbach , den 12. Mat 1902.Großh. Amtsgericht: gez König .Dies veröffentlicht :
Heinrich , Gr . Amtsgerichtssekretär.Aufgebot.5 .602 .1 . Staufen . Auf Antragdes Franz Elmlinger Landwtrthvon Tbunsel auf Todeserklärung sei¬nes Bruders Karl Elmlinger vonThunsel wird Termin bestimmt aufMittwoch den 17 . Dezember 1902,Vormittags 9 Uhr .An den Verschollenen ergeht die Auf¬forderung, sich spätestens im Aufgebots-termin zu melden , .widrigenfalls dieTodeserklärung erfolgen wird , undan Alle diejenigen, welche Auskunft überLeben oder Tod des Verschollenen er¬theilen können, spätestens im Aufge¬botstermtne davon dem Gerichte An¬zeige zu machen.
Staufen , den 14. Mai 1902.Der Gertchtsschreiber :

Zimmermann .
Sookurfe .S -591 . Nr . 20 5281 . Mannheim .Das Konkursverfahren über das Ver¬mögen des Patentanwalts Otto Wen -deimuth (Inhabers der Firma O .Wendelmuth L Eo.) hier wurde nachAbhaltung des Schlußtermins aufge¬hoben .

Mannheim, den 15 . Mai 1902.Der Gerichtsschreiber Gr . Amtsgerichts :
Btrkenmeher .S -588 . Nr . 13440. Baden . Indem Konkursverfahren über das Ver¬mögen des Hossattlers Ignaz FranzHeck in Baden ist Termin zur Prü¬fung einer nachträglich angrmeldetenForderung auf

Freitag , den 6 . Juni 1902,Vormittags '/,12 Uhr ,vor Großh. Amtsgericht dahier be¬stimmt.
Baden, den 13. Mat 1902 .Der GerichtsschrribrrGr . Amtsgerichts.Matt .

S -574. Nr . 22744 . Karlsruhe .Das Konkursverfahren über das Ver¬möge» der Firma ,,Lithographische An¬stalt und Steindruckerri Heinrich EderNachfolger", Inhaber : G . A. Leh¬mann , zuletzt hier, z . Zt . an unbe¬kannten Orten abwesend, wurde nacherfolgter Abhaltung des Schlußterminsund Vollzug der Schlußverthetlunqdurch Gerichtsbeschluß vom 12. d. M .wieder aufgehoben
Karlsruhe , den 14. Mai 1902.Thum ,Gerichtsschreiber des Gr . Amtsgerichts.S 589 . Nr . 7491. Epp in gen . Indem Konkursverfahren über das Ver¬mögen des Bahnhofrestaurateurs KarlRobert Wetppert in Eppingcn istzur Beschlußfassung über einen vomGemeinschuldner vorgeschlagenen neuer¬lichen Zwangsvergleich Termin aufSamstag , den 31. Mai 1902,Nachmittags 4 Uhr ,vor Großh . Amtsgericht Eppingcn be¬stimmt.

Der Bergletchsvorschlag und die Er -klärung des Gläubtgerausschufles studauf der Gerichtsschreiberei des dies¬seitigen Amtsgerichts zur Einsicht derBethetligten niedergelegt.Eppingcn , den 16. Mai 1902.Der GertchtsschreiberGr . Amtsgerichts.Mahlbacher .S, '590. Nr . 3510. Pfullendorf .In dem Konkursverfahren über dasVermögen der Pfullendorfer Möbel¬fabrik von Martha Feedrrle inPfullendorf und der Ehefrau MarthaFeederle allda ist infolge eines vonder Gemeinschuldneretn gemachten Bor -schlags zu einem Awangsvergleich Ber¬gleichstermin anberaumt aufDienstag den 27. Mat 1802,Vormittags 11 Uhr ,vor dem Amtsgerichte hier.Der Bergleichsvorschlag und die Er¬klärung des Gläubtgerausschuffes sindauf der Gerichtsschretberet dahier zurEinsicht der Betheiligten niedergelegt.Pfullendorf , den 14. Mot 1902.Der Gerichtsschreiber Gr . Amtsgerichts :Vogel .S .560. Nr . 14634 . Lörrach .Durch Urthetl Großh . Amtsgerichtshier vom 14. d. M . wurde die Ehefraudes Elektrotechnikers Karl SchulzFrieda geb . Fäßler von Lörrach z. Zt .in Nordrach, für berechtigt erklärt, ihrVermögen von demjenigen ihres Ehe¬mannes abzusondern.I Lörrach, den 15. Mai 1902.§Gerichtsschretberet Gr . Amtsgerichts :Stetnmann .S -501. Donaueschingen . Im Kon¬kursverfahren über das Vermögen desJohann Welte von Allmendshofenist die Schlußvertheilung bevorstehend .Die für die nicht bevorrechtigtenGläu¬biger verfügbare Masse beträgt 8375M -7« Pf . Dieselben fordern 21 786 M .4 Pf . und erhalten somit 38'/, Proz .Das Schlußvrrzrichnttz liegt bet derSerichtsschreiberei des Großh . Amtsge¬richts hier zur Einsicht auf .
Donaueschingen, 13. Mat 1902.Josef Wehtnger ,

Konkursverwalter .

S -545 . Nr .9165 . Donaueschingen .In dem Konkursverfahren über dasVermögen des SteinbruchbefitzersFer¬dinand Engesser II in Döggingenist infolge eines von dem Gemein¬schuldner gemachten Vorschlags zueinem Zwangsvergleiche Vergleichs-termin auf
Mittwoch , den 4. Juni 1902,Vormittags 10 Uhr ,vor dem Großh. Amtsgericht Hierselbstanberaumt.
Der Vergleichsvorschlag und die Er¬klärung des Gläubtgerausschufles findauf der Gerichtsschretberet des Kon-kursgertchts zur Einsicht der Bethei¬ligten niedergelsgt .

Donaueschingen , den 14. Mai 1902.Der Gertchtsschreiber Gr Amtsgerichts .K Bernauer .S -546 . Nr . 24382 . Freiburg .Das Konkursverfahrenüber das Vermögen desBierbrauers GeorgRommel in Fretburgbetreffend .Zur Prüfung der nachträglich ange¬meldeten Forderungen ist Termin an-beraumt auf
Dienstag , den 27 . Mat 1902,Vormittags 9 '/, Uhr ,vor dem Amtsgerichte hier, Zimmer 7.Freiburg, den 14. Mai 1902 .Großh. Amtsgericht,

gez . Lederke .Dies veröffentlicht der Gerichtsschreiber.
S,579 . Fretburg t.B . In demKonkurse über das Vermögender offenenHandelsgesellschaft Sptra LRukerhier soll die Schlußvertheilung erfolgen,wozu 1540 M . 4 Pf . verfügbar sind.Nach dem in der Gerichtsschretberet IFreiburg aufliegenden Schlußverzetch-niß find dabet M . — bevorrechtigteund 13 096 .89 nicht bevorrechtigte For¬derungen zu berücksichtigen.Freiburg i.B , den 12 . Mai 1902 .Der Konkursverwalter:C . Mont igel .S -578 . Fr ei bürg i.B . In demKonkurse über das Vermögen des flüch¬tigen TapezierS Jul . Kunle in Frei -bürg soll die Schlußvertheilung erfol¬gen, wozu 2223 M . 5 Pf . verfügbar find.Rach dem tn der Gerichtsschretberet IFreiburg aufltegcnden Schlußverzeich- «nttz find dabei 132 M . 26 Pf . bevor¬rechtigte und 9963 M . 63 Pf . nicht be¬vorrechtigte Forderungen zu berücksich¬tigen.

Freiburg i.B ., den 12 . Mai 1902.^j Der Konkursverwalter:C. Montigel .S,592 . Nr . 9065 . Uebrrltngen .In dem Konkursverfahren über da«Vermögen des Schuhmachers WilhelmStadler hier ist Termin zur Gläu »btgerversammlnng vor Gr . Amtsgericht! hier bestimmt auf! Samstacg den 31 . Mai d . I -,i Vormittags 10 Uhr .E Zweck : Genehmigung zum Freihand -: verkauf von Liegenschaften.
Ucberlingen , den 15. Mai 1902.Der Gerichtsschreiber Gr . Amtsgerichts :
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Lebens Versicherungs -Actien -Gesellschaft zu Stettin .
VilrriLL » « L LI . LAO1 .

-i Motivs .
I . Wechsel der Aktionäre .

Grundbesitz :
Geschäfts- und Wohnhaus : Nctto-MiethscrttLg : W-rth:

a in Stettin . 28,593,85 800,000
1>. „ Berlin . „ 150,932.91 2,654,000

1,528,000v. „ Wien . . . . . . „ 82,248.30
ä . „ Straßburg i/E . . . „ 61,227.64 1,767,000
v. „ Cöln . „ 5,39352 /, 106-100
t . „ Frankfurt a/M . . . „ 63-17644 1,780,000

391,7l2 .66
3 . Hypotheken .
4 . Darlehne auf Werthpapiere .
5 . Werthpapiere (laut Berzetchniß im Jahresbericht ):

Staatspaptere . °̂ l 1,049,577 70
d . Pfandbriefe . . —
o . Communalpapiere . „ 380,880.—
6 . Sonstige Werthpapicre . . —_

6 . Darlehne auf Policen . .
7 . Lauttonsdarlehne an versicherte Beamte .
8. Reichsbankmäßige Wechsel .
9. Guthaben bet der Reichsbank .

10. Guthaben bet Rückverstcherungs Gesellschaften (Prämien »
reserve für rückgedeckte Risiken) .

11 . Rückständige Zinsen . .
12. Außenstände bei Agenten .
13 . Gestundete Prämien für laufende Policen .
14 . Baare Kasse .
15. Inventar und Drucksachen (vollständig abgeschrieben ) . .
16 . Sonstige Acktiva :

» . Forderung an rückständigen Prämien
und Zinsen für erloschene , bedingungs«
gemäß in Kraft erhaltene Policen . . 513,477.91

d . Forderungen an Verschiedene . . . . „ 18,042.16

^6
7,200,000

8,635,000

216,967,852

1,430,457
18,265,115

108,205

1,752,730

72

k Passivs.
1 . Aktienkapital .
2 . Kapitalreserve .
3 . Spezialreserven :

s. Conto für unvorhergesehene Ausgaben
d . Kriegsrcserve .
o . Reserve für die Grundstücke der Ge¬

sellschaft .
<1 . Vorausgezahlte Zinsen . . . . .

4 . Schadenreserve .
5. Prämtenreserve :

a. für Sapitalverstcherungen auf den
Todesfall . . . 174,054,510.32

d . für Kapitalversicherungen auf den

264F2I .04
„ 1,179,247 .08

„ 1,061,200.-
„ 394 -424 92

9,000,000
900,000

2,899,893 <
428,391 !

23,697,824.10
1,308,006.65

19,928,524.—

63

1,187,17294
94^ 15,02

1 - 186,823 59
5,725,49782

21,23879

531,520 07

Erlebensfall
o . für Begräbntßversicherungen
ä . für Rentenversicherungen .

6 . Prämienüberträge .
7 . Gewtnnreserve der Versicherten aus früheren Jahren :

» . Dividendenfonds ^ . 503,388.17
b „ . „ 12,644,24633
o Dividenden-Guthaben . „ 27 .614 .73
ll . „ L ' . . . . . „ 240,797.94

8 . Guthaben von Verschiedenen :
» Guthaben anderer Bersicherungs-

218,988,865l
10,845,174l

13,4I6M7 17

anftalten bezw . Dritter .
d . Guthaben von Agenten . .

9 . Baarkautionen .
10 . Sonstige Passiva :

a Nicht abgehobene Dividende der
Aktionäre .

d . Pensionskassenfonds . „
e . Amorrisationsfonds für Cauttons -

darlehne . „
<1 . Sicherheitsfonds für Cautions -

darlehne > . „
11 . Ueberschuß des Jahres 1901 .

72,587.65
6 .012 .71 78,600 !

80,609 -

180 .—
1,574,733.93

39,729 .87

15,198 .19 1,629 ^ 41 99
5,238,50658

263^ 05,929 89 263,505,929j89

Germania , Lebens Verficherungs Aktien Gesellschaft zu Stettin .

Der Direktor.
Wolfs.

Stettin , den 26 . März 1902 .
Der Verwaltungsrath .

H. F . Haler. Rad. Abel. C. Greffrath.
8 . A. Keddig . B . Kartatsch. Haas Haase

o »-. Scharlaa.
In Gemäßheit des 8 56, Absatz 2 des Gesetzes vom 12 . Mat 1901 über

die privaten Versicherungs-Unternehmungen bestätige ich hiermit, daß die in die
Bilanz eingestellte Prämtenreserve nach den auf Seite 38 des Rechenschafts¬
berichtes angegebenen Rechnungsgrundlagen richtig berechnet worden ist.

C . Georgi » I . Mathematiker der Germania
demBürgerliche Rechtsstreit«.

Bekanntmachung .
S -584 . Bruchsal . In dem Kon¬

kurse über das Vermögen der Franz
Josef Gunz Witwe von Untergrom¬
bach soll Schlußvertheilung erfolgen.

Dazu find verfügbar 1250 M .
Zu berücksichtigen sind an Forde -

rungen » vorberechttgte 411 M . 5 Pf .,
d . nichtbedorrechtigte 6790 M . 53 Pf .

Das Verzeichnis der zu berücksichti¬
genden Forderungen kann auf der Ge -
rtchtSschreiberei des Großb . Amtsgerichts
Bruchsal eingesehen werden.

Bruchsal, den 13 . Mat 1902 .
Der Konkursverwalter :

Aug . Keim .
Vermögens adsonderung .

S -440 . Freiburg i/Br .
In Sachen

der Emma geborne Kappes,
Ehefrau des Schneidermri.
sters Johannes Landherr

in Freivurg ,
gegen

ihren Ehemann Jahannes
Landherr in Freiburg

wegen Bermögensabson-
derung.

Durch Urtheil Großh . Amtsgerichts
Freiburg vom 6 Mat 1902 wurde die
Klägerin für berechtigt erklärt, ihr Ver¬
mögen von demjenigen ihres im Konkurs
befindlichen Ehemannes abzusondern.

Der Beklagte hat die Kosten zu
tragen .

Fretburg i/Br ., den 6 . Mai 1902.
Großh . Amtsgericht.

Der Gertchtsschretber:
Frey .

Zwangsvollstreckungen .
S -476.1 . Nr . 1260. Langenbrücken .

Im Wege der Zwangsvollstreckung
sollen die in Gemarkung Oestrtngen de-
legenen , im Grundbuche von Oestrtngen
zur Zeit der Eintragung des Berstet-
gerungsvermerkes auf den Namen des
Friedrich Batzler , Cigarrenmacher
in Oestrtngen , eingetragenen , nach,
stehend beschriebenen Grundstücke am

Dienstag de« SS . Juli LSV» .
Vormittags S Uhr»

durch das Unterzeichnete Notariat im
Rathhause zu Oestrtngen verstet-
grrt werden.

Der Bersteigerungsvermerk ist am
8. April 1902 in das Grundbuch ein¬
getragen worden. ^ ^

Die Einsicht der Mittelungen des
Grundbuchamts , sowie der übrigen dir
Grundstücke betreffendenNachwetsungen ,
insbesondere der Schätzungsurkunde ist
jedermann gestattet.

Es ergeht dte Aufforderung, Rechte,
soweit sie zur Zeit der Eintragung des

Bersteigerungsvermerkes aus
Grundbuch nicht ersichtlich waren,
spätestens in, Bersteigerungstermtne
vor der Aufforderung zur Abgabe
von Geboten anzumelden und , wenn
der Gläubiger widerspricht , glaubhaft
zu machen , widrigenfalls sie bet der
Feststellung des geringsten Gebots
nicht berücksichtigt und bei der Ver-
theilung des Versteigerungserlöses dem
Ansprüche des Gläubigers und den
übrigen Rechten nachgesetzt werden.

itetttn , den 10 . April 1902 .
Die Uebereinstimmung der Gewinn- und Verlust-Rechnung sowie der

Bilanz mit den Büchern der Gesellschaft bescheinigt .

Die Revisions -Commission.
Hemptenmacher . Hellmuth Schröder. G

Für die Aktionäre.
von Rödel . Otto Schiering.

Für die stimmberechtigten Versicherten .

Meister.

S '478

14 . Dezember 1901 in das Grundbuch
eingetragen worden.

Die Einfickt der Mtttheilungen des
Grundbuchamts , sowie der übrigen das
Grundstück betreffendenNachweisungen ,
insbesondere der Lchätznngsurkunden,
ist Jedermann gestattet.

Es ergeht die Aufforderung, Rechte ,
soweit sie zur Zeit der Eintiaaung des
Bersteigerunpsvermerks aus dem Grund¬
buch nicht ersichtlich waren , spätestens
im Versteigern!' gstermiue vor der Auf-

Zur Erörterung über das geringste forderung zur Abgabe von Geboten
Gebot werden die Betheiligten auf
Mittwoch de« 18 . Juni LSVL »

Vormittags 1« Uhr»
in die Dtensträume des Notariats ge¬
laden.

Diejenigen, welche ein der Versteige¬
rung entgegenstehendes Recht haben ,
werden ausgefordert, vor der Ertheilung
des Zuschlags die Aufhebung oder
einstweilige Einstellung des Verfahrens
herbcizuführen, widrigenfalls für das
Recht der Bersteigerungserlös an die
Stelle des versteigerten Gegenstandes
tritt .
Beschreibung der zu verstei -

gernden Grund st ücke :
Grundbuch von Oestrtngen Band 5,

Heft 19, Bestandsverzeichnis I .
Lgb . Nr . 421 : 2 ar 32 qm Hofraithe

mit Gebäulichkeiten . Hierher die öst¬
liche Hälfte eines einstöckigen Wohn¬
hauses mit halbem Keller , die Hälfte
eines Schöpfens und Stalles .

Schätzung . 3000 M .
Lgb . Nr . 10103 : 8 ar 9 qm Acker

im Eichbaum. Schätzung . 220 M .
Lgb . Nr . 6 180 : 12 «r 15 qm Acker

im Boppenthal . Schätzung 120 M .
Langenbrücken , den 12 . Mai 1902.

Großh. Notariat
alS Vollstreckungsgericht .

M o r e l l.
S/467 . Nr . 2586. Btllingen .

ZWUMchigerung .
I . Im Wege der Zwangsvollstreckung

soll auf Antrag des Konkursverwalters ,
Rechtsanwalt Schloß in Billingen, das
auf Gemarkung Billingen belegene , im
Grundbuch« von Btllingen Band VII
Heft II zur Zeit der Eintragung des
Verstergerungsvermerks auf den Namen

Uhrenmachers und Kaufmanns
Gotthard Hauser in Btllingen ein¬
getragene , nachstehend beschriebene
Grundstück am
Douuerstag de« 1« . Juli 1»« « .

Vormittags Lv Uhr »
durch das Unterzeichnete Notariat in
deffen Diensträumen (AmksaenchtSge-
bäude hier ) nach Srgebnißlosigkett der
erstenVersteigerung einer zweiten Ver¬
steigerung ausgesetzt werden.
». Der Bersteigerungsvsrmerk ist am

anzumclden und , wenn der Konkurs
verwalier oderein betreibenderGläubiger
widerspricht, glaubhaft zu machen ,
widrigenfalls sie bet der Feststellung
des geringsten Gebots nicht berücksich¬
tigt und bet der Verkeilung des Ber¬
steigerungserlöses dem Ansprüche des
Gläubigers und den übrigen Rechten
nachgesetzt werden.

Diejenigen , wclche ein der Ver¬
steigerung entgegenstebendes Recht
baden , werden aufgefordert , vor der
Ertheilung des Zuschlags die Auf¬
hebung oder einstweilige Einstellung des
Verfahrens herbcizuführen , widrigen¬
falls für das Recht der Berstetgerungs-
erlös an die Stelle des versteigerten
Gegenstandes tritt .

Beschreibung des

insbesondere der Schätzungsurkunde,
ist Jedermann gestattet .

Es ergeht die Aufforderung, Rechte ,
soweit sie zur Zeit der Eintragung
des Versteigerungsvermerkes aus dem
Grundbuch nicht ersichtlich waren, spä-

>testens im Bersteigerungstermins vor
der Aufforderung zur Abgabe von Ge¬
boten anzumelden und , wenn der
Gläubiger widerspricht , glaubhaft zu
machen , widrigenfalls ste bei der Fest¬
stellung des geringsten Gebots nicht
berücksichtigt und bei der Bertheilung
des Bersteigerunaserlöses dem An¬
sprüche des Gläubigers und den übri
gen Rechten nachgesetzt werden.

Diejenigen, welche ein der Verstei¬
gerung entgegenstehendes Recht haben ,
werden aufgefordert, vor der Ertheilung
des Zuschlags die Aufhebung oder
einstweilige Einstellung des Verfahrens
herbcizuführen, widrigenfalls für das
Recht der Berstetqerungserlös an die
Stelle des versteigerten Gegenstandes
tritt .
Beschreibung des zu versteigern -

^ den Grundstücks .
Grundbuch von Mannheim Bd . 51,

! Heft 30, Bestandsverzeichnis I .
Lgb .-Rr . 4222. 4 «. 12 qm Stadt -

, etter ? 4 Nr . 4/5 Hofraithe.
Hierauf steht : ein unterkellertes vier

zu versteigernden Grundstücks : ! stückiges vorderes Wohn - und Eckhaus
"
Grundbuch von Billingen Bd . 7, Heft 2,

Bestandsverzetchmß I .
Lgb .-Nr . 97 2 er 93 qm Hofraithe

mit dreistöckigem Wohnhaus mit Balken-
keller , Scheuer und Stall an der oberen
Straße , es. Nr . 94, 95 und 96, ands .
Nr . 98.

Schätzung . . 12000 M .
Billtngen, den 8 . Mat 1902 .

Großh . Notariat I
als Vollstreckungsgericht :

Lueger .
S .581 .1 . Nr . 4783. Mannheim .

Im Wege der Zwangsvollstreckung
soll das in Mannbeim belesene, im
Grundbuche von Mannheim zur Zeit
der Eintragung des Versteigerungs-
Vermerks auf den Namen des Hoteliers
Karl Frtedr . Holzapfel in Mann¬
beim eingetragenen , nachstehend be¬
schriebenen Grundstück am

Freitag , de« 11 Juli 1SVL»
Nachmittags S Uhr»

durch das Unterzeichnete Notariat in
deffcn Diensträumen in Mannheim s . 1
Rr . S versteigert werden.

Der Bersteigerungsvermerk ist am
7 . Januar 1L02 tn das Grundbuch ein¬
getragen worden.

Die ENificht der Mitthcrlungen des
Grundbuchamts , sowie der übrigen, die
Grundstücke betreffendenRachweisungen

mit ausgebautem Dachstuhl, ein vier¬
stöckiger Flügelbau , gegen den Hof fünf¬
stöckig, ein vierstöckiger Treppenhaus¬
vorbau, ein vierstöckiger Querbau , ein
vierstöckiger Seitenbau rechts, ein ein¬
stöckiger Pissoir- und Abortbau .

Auf der Liegenschaft haftet dte Schild-
gerechtigkett zu den drei Glocken als
Realrecht und ist das Gebäude zum
Betrieb einer Wirtschaft und Gast-
wtrthschaft dauernd eingerichtet . Die
diesem Gewerbebetriebe dienenden Zu¬
gehörstücke werden in dem Termin vom
11 . Juli mttverstetgert.

Ein Berzetchniß derselben liegt zur
Einsicht offen.

Mannheim , den 12 . Mai 1902 .
Großh. Notariat I

als Vollstreckungsgericht .
vr . Elsässer .

Freiwillige Gerichtsbarkeit.
S474 . Karlsruhe .

Namensänderung betr.
Der am 1 . Januar (14 . Januar )

1864 zu Bobrujsk (Rußland ) geborene
Schneidermeister Leeba Neuchow
Serebrjakowtn Mannheim möchte
seinen Familiennamen sowie denjenigen
seiner nachstehend benannten Kinder

1 . Abraham geh. zu Pensa am 25.
August (7 . September ) 1887 ,

2 . Mo>es geb . zu Pensa am 8 . De¬
zember (21 . Dezember) 1888,

3 . Ehone-Rtwe geb. zu Pensa am

10. Dezember (23. Dezember) 1891 ,
4 . Adolf geb . zu Mannheim am 14.

November 1895 ,
5 . Helene geb . zu Mannheim am 12 .

September 1901 ,
tn „Stlbermani, " ändern .

Einwendungen gegen die Bewilli¬
gung dieses Gesuches sind binnen drei
Wochen hier geltend zu mache« .

Karlsruhe , den 7 . Mat 1902 .
Gr . Ministerium

der Justiz , des Kultus und Unterrichts.
In Vertretung :

Hübsch . Deimling.
S -507 .2 . Nr . 4042. Heidelberg .

Großh . Bad . Staats -
Eisenbahnen

Die Lieferung und Aufstellung der
Etsenkonstruktion für dte Wegüber-
sührung über den Rabnbof in Krie-
drichsfeld mit zwei Oeffnungen im
Gesammtgewicht von

276600 KZ" Flußeisen,
6 235 , Flußstahl ,

100 , Gußeisen,
65 , Blei,

soll vergeben werden.
Angebote mit der Aufschrift „Brücken¬

konstruktion Friednchsseld" find auf
dem Geschäftszimmer des Unterzeich¬
neten , wo Pläne und Ltcferungs-
bedtngungen zur Einsicht ausliegen,
spätestens bis zum L. Juni d. I .»
Vormittags S Uhr , etnzuretchen.
Die Pläne , Lieferungsbedingungen und
Berdingungsanschläge können auf Ver¬
langen, soweit der Borrath reicht , gegen
Einsendung von 5 Mark in baar nach
auswärts abgegeben werden.

Zuschlagsfrist drei Wochen .
Heidelberg, den 14 Mat 1902 .
Der Großh . Bahnbauinsvektor II .
S506 .2 . Billtngen .

Großh . Bad . Staats -
Eisenbahnen.

Die nachverzeichneten Arbeiten zur
Herstellung der Bahnsteighalle i»
Donaueschingen sollen im Wege des
öffentlichen Angebots vergebenwerden.

1 . Grab - und Maurerarbeit ,
2 . Eiscnkonstruktton

s. Schmied- und Walzeisen(Fluß¬
eisen) 37500 kx ,

d . Gußeisen 7 800 L§,
o. Verzinkte Wellblecheindeckuna ,

9 500 kx ,
3 . Zimmerarbeit ,
4. Blechnerarbeit,
5 . Glaserarbeit ,
6 . Anstreicherarbeit.
Pläne , Mafsenberechnung, Anerbie-

tungs - und Ausführungsbebingungew
liegen auf dem Hochbaubureau in
Donaueschingen auf, woselbst auch Ber¬
dingungsanschläge abgegeben werden.

Zusendung nach Auswärts findet
nicht statt.

Die Angebote sind längstens bis
zum 30. d Mts ., Abends 6 Uhr, ver¬
schlossen und mit entsprechender Auf¬
schrift versehen , portofrei anher einzu¬
senden . Zuschlagsfrist 3 Wochen .

Villingen, den 13 . Mai 1902.
Der Großh . Babnbauinspektor.

S 505.2 . Freiburg .

Großh . Bad . Staats -
Eisenbahnen.

Vergebung!». Eiseukoustruktioue «.
Auf dem Haltepunkt Eschbach der

Hauptbahn ist dte Lieferung und Auf¬
stellung

1 . der Eisenkonstruklion für die Fuß¬
wegunterführung , einschließlich der
Lieferung und Montage des schmied-
etsernen Geländers -

2 . der Etsenkonstruktionfür die Feld¬
wegbrücke über den Eschbach, im Wege
der öffentlichen Ausschreibungzusammen
zu vergeben.

Das Gesammtgewicht beider Etsen-
konstruktionen beträgt annähernd 17400
Lx Fluß - und Gußeisen.

Die Angebotunterlagen können wäh¬
rend der Dienstzeit in meiner Kanzlet
eingesehen werden.

Üeberdruckzetchnungen der Eisenkon¬
struktionen, sowie die GewtchtSbereA
nungrn können , soweit der Borrach
reicht , ebendaselbst gegen portofreie
Einsendung von zusammen1M . 30 Pf -
abgegeben werden.

Angebote , 1« deue« der Lief« '
uugStermi« augegebe« sei« «Mn»
find pro 100 kx Fluß - und Gußeisen
und für 100 schmiedeisernes Ge-
ländrr , mit der Aufschrift Msenko^
konstruktiv » für Haltepunkt EstMA .
versehen, geschloffen und porwftH ^ .
zum S4 . Mai 1» « » . S M >r
mittags , an mich einzusendrw ^

Um diese Zeit findet d.- »

der eingelaufenen Angebore ^
wart der erschienenen Bewerver n

Zuschlagsfrist 3 Woch««- ^

wurden erneut bestellt .
Pforzheim , den 7 . Mai 1902 .

Großh . Amtsgericht II

Druck und Berloc d - lö. Brsun 'schrr Hc fh » chdru « e,,t m Karlsruhe .


	[Seite 1]
	[Seite 1]
	[Seite 1]
	[Seite 1]

